
TARIFRUNDEN GESTARTET – ARBEITGEBER LEGEN VIEL ZU DÜNNE ANGEBOTE VOR 

Unverschämt wenig,
jetzt wird gestreikt!

Mitte April die Delegierten zur ver.di-
Bundesfachbereichskonferenz Handel, 
die in Berlin stattgefunden hat. Mit dem 
Beschluss »Alle Galeria-Standorte und 
Arbeitsplätze erhalten«, unterstützen 
sie den Kampf der Galeria-Beschäf-
tigten (siehe auch Seite 4). 

Während ver.di Handel in den seit 
Februar laufenden Tarifverhandlungen 
die Anerkennung der regionalen Flä-
chentarifverträge des Einzelhandels 
fordert, verlangt die GKK-Geschäftslei-
tung immer nur Verzicht. Gegen ihre 
Vorstellung, die Entgelthöhe für drei 
Jahre quasi »einzufrieren« und die Rück-

kehr in die Tarifbindung zu torpedieren, 
haben sich viele GKK-Mitarbeiter*innen 
im April bundesweit an Warnstreiks 
beteiligt. »Knapp 1.000 Kolleg*innen 
sind bereits am Ostersamstag in meh-
reren Bundesländern dem Streikaufruf 
ihrer Gewerkschaft gefolgt«, sagte 
Marcel Schäuble, Landesfachbereichs-
leiter Handel bei ver.di Hessen, der für 
die Gewerkschaft auch die Galeria-Ta-
rifverhandlungen leitet. »Dass Beleg-
schaften sowohl in von Schließung 
betroffenen Häusern als auch in den so 
genannten Fortführungsfilialen sich am 
Streik für die Rückkehr in die Tarifbin-
dung des Einzelhandels beteiligt haben, 

Bei Ikea brummt 
das Geschäft: Im-
mer mehr Kund-
schaft in den Mö-
belhäusern hat 
allein im vergan-
genen Jahr gut 
sieben Prozent 
Umsatzsteigerung gebracht. Mehr als 
gerecht also, dass diejenigen, die an 
erster Stelle für dieses Wachstum ver-
antwortlich sind, etwas davon haben 
– nämlich die Beschäftigten. Seit 2020 
fordern sie einen Tarifvertrag Zu-
kunft, der die Arbeitsverhältnisse 
auch in Zeiten der rasanten Digitali-
sierung nachhaltig regelt, den An-
spruch auf Qualifizierung festschreibt 
und Maßnahmen zum Gesundheits-
schutz sowie vor Arbeitsüberlastung 
festlegt. Auf diese berechtigten For-
derungen ist Ikea bisher nicht einge-
gangen. Der schwedische Möbel- 
gigant verweigert sich schlicht Ver-
handlungen. Das lassen sich unsere 
Kolleg*innen aber nicht gefallen. 
Immer wieder hat ver.di sie in den 
zurückliegenden Wochen aufgeru-
fen, die Arbeit niederzulegen. In gro-
ßer Zahl sind sie zu Warnstreiks in die 
Innenstädte gezogen, um mit ihren 
Forderungen eine breite Öffentlich-
keit zu erreichen. Und diese Aktionen 
werden fortgesetzt, denn wir wollen 
nicht lockerlassen und für den Tarif-
vertrag Zukunft weiterkämpfen!

   SABINE GATZ 
leitet den ver.di-Landesfachbereich Handel  

Niedersachsen-Bremen und ist Verhandlungs- 
führerin für den Tarifvertrag Zukunft bei Ikea
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Schon nach den ersten Verhandlungs-

runden für den Einzelhandel in 
Baden-Württemberg, Hessen und Nord-
rhein-Westfalen sowie für den Groß- 
und Außenhandel in Bayern und NRW, 
die im April stattgefunden haben, steht 
fest: Betriebliche Aktionen und Streiks 
werden die Tarifrunden sehr 
schnell prägen und begleiten, 
solange die Unternehmer so 
unverschämt wenig zahlen wol-
len wie bisher.

»Unsere Antwort: Jetzt wird 
gestreikt!«, hieß es beispielswei-
se Ende April in einem ver.di-Ta-
rifinfo aus Bayern für den Groß- 
und Außenhandel. Mit den zu 
erwartenden Arbeitskampfmaß-
nahmen kann auch im Einzel- 
und Versandhandel an die star-
ken Streikaktionen angeknüpft 
werden, die ver.di u.a. bei Ikea, 
Amazon und Galeria Karstadt 
Kaufhof durchgeführt hat.

Angebote, die Beschäftigte
ärmer machen würden

Bei den regional geführten Verhand-
lungen legten die Arbeitgeber Ange-
bote vor, die angesichts der hohen In-
flation und bei sehr stark gestiegenen 

Lebensmittelkosten auf massive Verlus-
te bei den Realeinkommen hinauslaufen. 
Für den Einzelhandel boten sie bei einer 
Laufzeit von 24 Monaten Erhöhungen 
um 3 Prozent im ersten Jahr und 2 Pro-
zent im zweiten Jahr an. Darüber hinaus 
eine Inflationsausgleichsprämie von 

1.000 Euro, die in zwei Beiträgen (750 
Euro und 250 Euro) gezahlt werden soll. 
Diese Prämie wäre nicht tabellenwirksam 
und würde nicht zu einem dauerhaft 
höheren Tarifniveau beitragen.

Die bayerischen Arbeitgeber des Groß- 
und Außenhandels boten in der ersten 
Verhandlungsrunde am 24. April nicht 

viel mehr an: 4 Prozent mehr Entgelt 
und Ausbildungsvergütung erst ab De-
zember 2023 sowie weitere 2,1 Prozent 
ein Jahr später sowie eine Inflations-
ausgleichsprämie von zweimal 700 
Euro waren die magere Offerte. Dabei 
sei ihnen bewusst, »dass die seit Mo-

naten steigenden  Preise und 
die Einkommenssituation der 
Beschäftigten dramatisch ist«, 
sagte ver.di-Verhandlungsfüh-
rer Thomas Gürlebeck.

„Wir lassen uns  
weder Butter noch 
Brot nehmen!“

Um kräftige tabellenwirksa-
me Entgelterhöhungen zu er-
reichen, fordern die regionalen 
Tarifkommissionen für den 
Einzel- und Versandhandel 2,50 
Euro mehr pro Stunde; ver.di 
in Baden-Württemberg ein Plus 

bei den Löhnen und Gehältern von 15 
Prozent. Für die Ausbildungsvergütun-
gen strebt ver.di überwiegend 250 Eu-
ro mehr an, und in den meisten 
 Tarifgebieten wollen die Tarifkommis-
sionen ein Mindesteinkommen von 

I N H A LT
� 10 JAHRE KAMPF: Die Streikbasis 
bei Amazon für einen Anerkennungs-
tarifvertrag hat sich bis heute stark 
erweitert. Seite 2

� HANDELSKONFERENZ: Die Dele-
gierten aus dem Fachbereich haben 
wichtige Beschlüsse für die Gewerk-
schaftsarbeit gefasst Seite 4
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Seit Monaten folgt eine Zumutung 
für die noch rund 17.000 Beschäf-

tigten bei Galeria Karstadt Kaufhof 
(GKK) der nächsten: Nach Aufkündi-
gung des Sanierungstarifvertrages im 
vergangenen Herbst folgte die Bean-
tragung des nächsten Schutzschirmver-
fahrens durch die Geschäftsleitung, 
dann die Überleitung ins Insolvenzver-
fahren. Nun sollen bald bis zu 45 der 
Warenhäuser geschlossen und etwa 
5.000 Kolleg*innen ihren Arbeitsplatz 
verlieren. Alle übrigen Beschäftigten 
sollen auf lange Sicht Verzicht beim 
Entgelt üben. Dagegen protestierten 

Fortsetzung auf Seite 3

Der Kampf geht weiter

Die nächste Ausgabe erscheint 
Ende Juni/Anfang Juli 2023

Fortsetzung auf Seite 2

BESCHÄFTIGTE  DER WARENHAUSKETTE  GALERIA KARSTADT KAUFHOF WEHREN S ICH

Streikende von Galeria in Nürnberg FOTO: THIERMEYER

Im Handel kann ver.di an die starken Streikaktionen anknüpfen, die bei Ikea, Amazon und Galeria Karstadt Kaufhof stattgefunden haben. Links unten: 
Klare Forderung bei Betriebsrätekonferenz in Stuttgart. Rechts oben: Tarifkommissionsmitglieder aus NRW mit ihrer Verhandlungsführerin Silke Zimmer, 
die Mitte April zur Wahl als künftiges ver.di-Bundesvorstandsmitglied nominiert worden ist (Seite 4)   FOTOS: SAUER, VER.DI , HACKENBERG

ver.di
ver.di
Co.KG
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Da Streikversammlungen mit tausenden 
Beschäftigten nicht möglich waren, 
versammelte man sich in den eigenen 
Fahrzeugen – »Streikkundgebung im 
Autokinoformat«. Weil Demos schwie-
rig waren, gab es Autokorsos. Und das 
war notwendig, denn während der 
Konzern Rekordgewinne einfuhr, be-
eilte er sich nicht, die Kolleginnen und 
Kollegen vor dem Coronavirus zu schüt-
zen. Ansteckungswellen in einigen Ful-
fillment Centern waren die Folge, vom 
Konzern nach Möglichkeit unter die 
Decke gekehrt. »Die jüngsten Medien-
berichte etwa über das Verbot von 
FFP2-Masken bei Amazon in Winsen/
Luhe zeigen einmal mehr, wie notwen-
dig verbindliche Regelungen bei Ama-
zon sind«, erklärte ver.di im Mai 2021, 
als sieben Versandzentren gleichzeitig 
die Arbeit niederlegten.

Zugleich hielten wir auch in dieser 
Zeit an den Tarifforderungen fest: »We-
der Einmalzahlungen, Corona- und 
Streikbruchprämien oder die Ausgabe 
einzelner Aktien sind ein Ersatz für exis-
tenzsichernde Tariflöhne.« Das gilt auch 
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Bei der Modekette Adler hat ver.di 
die Beschäftigten in einer Tarif-In-

formation zur Teilnahme an Aktionen 
aufgerufen, um die Zahlung eines Ur-
laubsgeldes durchzusetzen. Verhand-
lungen dazu waren am 24. April nach 
nur 30 Minuten gescheitert. Unbeein-

KURZ & KNAPP

� EXPANSION: Der Nonfood-Dis-
counter Woolworth will in diesem 
Jahr insgesamt 100 neue Standorte 
in Deutschland eröffnen. Als Zielmar-
ke für die Expansion hat die Unter-
nehmensleitung 1.000 Märkte ausge-
rufen. Der Händler nutzt je nach 
Standort Flächen zwischen 500 und 
2000 qm. Auch die Konkurrenten 
 Action und Tedi wollen weiter expan-
dieren, berichtet die »Lebensmittel-
zeitung«. 

� SONNTAGSSCHUTZ: Aus Anlass 
des »Internationalen Tages des freien 
Sonntags« am 3. März hat die »Allianz 
für den freien Sonntag« ihre Forde-
rung bekräftigt, die grundgesetzliche 
Garantie des Ruhetages nicht weiter 

auszuhöhlen, son-
dern entschie-

den zu vertei-
digen. »In den 
Diskussionen 
um Ladenöff-
nungszeiten 

im Handel oder 
auch um Arbeits-

zeiten allgemein werden die Interes-
sen der Beschäftigten oft vernachläs-
sigt. Das nehmen wir nicht hin«, so 
Stefanie Nutzenberger, für den Han-
del zuständiges Mitglied des ver.di-
Bundesvorstandes. Weitere State-
ments unter: www.allianz-fuer-den-
freien-sonntag.de

Bei Primark geht´s richtig rund und 
das zum Nachteil der Beschäftigten: 

Mit einer »Neupositionierung« will der 
Textil-Discounter sein hiesiges Geschäft 
»wieder langfristig profitabel« machen, 
wie das Unternehmen mitteilen ließ. 

Zunächst waren zwei Primark-Läden 
geschlossen worden: Nach dem Stand-
ort im hessischen Weiterstadt traf es 
Ende März 2023 auch die großflächige 
Filiale auf dem Berliner Einkaufsboule-
vard Schloßstraße, wo die Mieten hor-
rend hoch sind. Wie es heißt, werden 
weitere Standortüberprüfungen vorge-
nommen. Für Hannover zog das Pri-
mark-Management zum Beispiel die 
Schlussfolgerung, die Verkaufsfläche zu 
halbieren. 

Ende April kam dann die nächste Schre-
ckensmeldung: Das Management ver-
kündete, dass nach Weiterstadt und 
Berlin gleich vier weitere große Primark-Fi-
lialen geschlossen werden sollen: Betrof-
fen sind dort 420 Kolleginnen und Kol-
legen in Gelsenkirchen, Krefeld, Frankfurt 
Nordwestzentrum und Kaiserslautern. 

Auf Anraten von ver.di wird der Ge-
samtbetriebsrat (GBR) seine Zuständig-
keit für einen Interessenausgleich prü-
fen. Dabei geht es um die Frage, ob 
Schließungen überhaupt durchgeführt 
werden sollen und welchen Umfang sie 
gegebenenfalls haben. Noch im Juni 
will der GBR alle Betriebsräte zu einer 
Betriebsräteversammlung einladen, um 
das Primark-Management mit eigenen 

Forderungen zur Umstrukturierung des 
Unternehmens zu konfrontieren. 

»Die Arbeit des Gesamtbetriebsrats 
ist gerade in Krisensituationen unver-
zichtbar: Er setzt sich für die Sicherung 
der Standorte und der Arbeitsplätze ein. 
Und natürlich für gute und gesunde 
Arbeitsbedingungen«, betont ver.di-Ge-
werkschaftssekretär Damiano-Cosimo 
Quinto.

Während der in 15 europäischen 
Ländern und den USA aktive Textil-Dis-
counter insgesamt hochprofitabel ist, 
hat er in Deutschland – verstärkt durch 
die Corona-bedingten Schließungen – in 
den letzten Jahren geschwächelt. Er-
schwerend kam hinzu, dass das Unter-
nehmen lange Zeit keine Möglichkeit 
für Online-Käufe bot. Erst vor kurzem 
hat es »Click and Collect« gestartet – 
also Bestellung im Netz und Abholung 
der Ware vor Ort im Laden. 

Mit der »Neupositionierung« einher 
gehen die Ausdünnung der Personal-
decke und zunehmender Stress, aber 
auch heftige Angriffe auf die Mitbe-
stimmungsrechte betrieblicher Interes-
senvertretungen. So sah sich der Ge-
samtbetriebsrat in der ersten Janu-
ar-Hälfte gezwungen, Strafanzeige 
gegen den Arbeitgeber wegen Behin-
derung der GBR-Arbeit zu stellen. 

Vor dem Hintergrund, dass laut Un-
ternehmensleitung in Deutschland jeder 
einzelne Store auf den Prüfstand gestellt 
werden soll, hatte der Gesamtbetriebs-
rat für den 10. Januar eine Sitzung 
anberaumt. Doch dazu kam es nicht, 
denn das Management, das gewöhnlich 
den Sitzungsraum bucht und für Hotel- 
unterkünfte sorgt, verweigerte diesen 

ersten für 2023 anberaumten Termin. 
Begründung: Der GBR habe angeblich 
für dieses Jahr zuviele Sitzungen geplant.

In einer ver.di-Information für die 
Primark-Beschäftigten wird das Verhal-
ten der Unternehmensleitung als un-
glaublicher und illegaler Vorgang be-
wertet: »Wie viele Sitzungen Betriebs-
räte für nötig halten, entscheiden sie 
selbst. Zweitens sind 12 Sitzungen im 
Jahr keineswegs zuviel.«

Vorgesetzte wollen in
Krankenakten schnüffeln

Wie notwendig Veränderungen im 
Führungsverhalten sind, wird auch an 
einem anderen aktuellen Vorgang deut-
lich. So hat Primark bei einigen Beschäf-
tigten in Rheinland-Pfalz das Recht auf 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall miss- 
achtet. Der Arbeitgeber behauptete 
einfach, dass mehrere Krankschreibun-
gen über unterschiedliche Erkrankungen 
zu einer zusammenzufassen seien. Da 
deshalb der Zeitraum der Lohnfortzah-
lung angeblich schon ausgeschöpft sei, 
wurden die Zahlungen eingestellt. 

Das Unternehmen verlangt die Vorla-
ge von ärztlichen Diagnosen, aus denen 
hervorgeht, dass es sich um keine Fol-
geerkrankungen handelte. Zu einer sol-
chen faktischen Einsicht in die Kranken-
akten aber hat kein Arbeitgeber das Recht. 
Er kann sich lediglich von der Kranken-
kasse bestätigen lassen, dass es sich um 
unterschiedliche Erkrankungen handelt. 
Auch in diesem Zusammenhang verhält 
sich der Textil-Discounter rechtswidrig 
und ver.di bereitet deshalb eine Klage 
vor.   ANDREAS HAMANN

F O R T S E T Z U N G  V O N  S E I T E  1  

Für Primark zählen die Rechte der Beschäftigten momentan wenig FOTO: VER.DI

Primark: Kahlschlag

W E I T E R E  V I E R  F I L I A L E N  S O L L E N  D I C H T G E M A C H T  W E R D E N

»We Never Give Up« – Wir geben 
niemals auf. Unter diesem 

Motto begehen die Beschäftigten bei 
Amazon in diesen Tagen den zehnten 
Jahrestag des Beginns ihres Arbeits-
kampfes. Am frühen Morgen des 14. Mai 
2013, einem Dienstag, hatten insge-
samt 1.700 Kolleginnen und Kollegen 
in Bad Hersfeld und Leipzig zum ersten 
Mal die Arbeit niedergelegt, um ihrer 
Forderung nach Abschluss eines Tarifver-
trages Nachdruck zu verleihen. ver.di 
fordert vom Konzern die Anerkennung 
der Flächentarifverträge des Einzel- und 
Versandhandels. Ebenso wie die etwas 
später hinzugekommene Forderung 
nach einem Tarifvertrag Gute und Ge-
sunde Arbeit ist dieses Ziel bis heute 
nicht erreicht.

Doch die Erfolge können sich trotzdem 
sehen lassen. 2013 hatte der damalige 
Deutschland-Chef des Onlinehändlers, 
Ralf Kleber, ver.di noch vorgeworfen, mit 
der Tarifforderung »überzogene Erwar-
tungen geschürt« zu haben. Doch seit-
her sah sich Amazon gezwungen, prak-
tisch jährlich die Einkommen der Beschäf-
tigten zu erhöhen, so dass zumindest 
die Stundenlöhne nicht mehr weit von 
den Tarifgehältern entfernt sind.

Das ist das Ergebnis des unermüdli-
chen Streitens Tausender Kolleginnen 
und Kollegen. Seit dem Auftakt vor zehn 
Jahren gab es für Amazon keine Ruhe 
mehr. Ohne Pause wurde und wird der 
Konzern mit Streiks, Kampagnen und 
Aktionen unter Druck gesetzt. In den 
Medien wurde über die miserablen Ar-
beitsbedingungen, Überwachung der 
Kolleginnen und Kollegen, Schikanen 
gegen aktive Gewerkschafter und Be-
triebsräte berichtet.

Selbst während der Pandemie, als die 
Kampfbedingungen besonders kompli-
ziert waren, gingen die Streiks weiter. 

A U F G E B E N  K O M M T  N I C H T  I N  F R A G E

heute noch. Insbesondere die Kollegin-
nen und Kollegen in den untersten 
Gehaltsstufen verdienen noch immer 
spürbar weniger als Beschäftigte in ta-
rifgebundenen Handelsbetrieben – die 
Differenz beträgt auf das Jahr gerech-
net mehrere tausend Euro. Urlaubsgeld, 
wie es für Tarifbeschäftigte üblich ist, 
gibt es bei Amazon bislang nicht – und 
auch das Weihnachtsgeld ist knapp 
bemessen. Die Wochenarbeitszeiten 
allerdings liegen noch über, die Zahl 
der Urlaubstage unter den Festlegungen 
in den Tarifverträgen.

Doch die Kraft ist gewachsen und 
wächst weiter. Inzwischen ist ver.di bei 
Amazon so stark wie nie zuvor. In prak-
tisch allen Fulfillment Centern arbeiten 
Betriebsräte – auch das war vor zehn 
Jahren noch undenkbar. Die Vernetzung 
der Beschäftigten und ihrer Gewerk-
schaften hat längst die nationalen Gren-
zen überschritten: Koordiniert von der 
internationalen Dienstleistungsgewerk-
schaft UNI Global Union beraten die 
bei Amazon aktiven Gewerkschaften 
regelmäßig über gemeinsame Strategi-
en und Aktionen. Ein Ergebnis ist der 
jährliche »Amazon Pay Day« im Novem-
ber, mit dem der Konsumrausch zum 
»Black Friday« kritisch begleitet wird. 
Im vergangenen Jahr streikten an diesem 
Tag in Deutschland zehn Fulfillment 
Center gleichzeitig und zugleich die 
Kolleginnen und Kollegen in Frankreich 
und den USA. Die britischen Beschäf-
tigten, die damals noch nicht dabei sein 
konnten, haben sich seit Jahresbeginn 
2023 ebenfalls in die internationale 
Streikfront eingereiht. Und auch die 
Kolleginnen und Kollegen selbst haben 
sich organisiert und die »Amazon Wor-
kers International« gegründet. Der 
Kampf bei Amazon geht weiter – We 
Never Give Up! ANDRÉ SCHEER

Seit 10 Jahren streiken die 
Beschäftigten bei Amazon 
für den Tarifvertrag

druckt von den Existenznöten der Kol-
leginnen und Kollegen sah sich das 
Unternehmen nicht dazu in der Lage, 
ein Urlaubsgeld zuzusagen. Ein weiterer 
Verhandlungstermin am 28. April wur-
de abgesagt.« Unser Arbeitskampf wird 
länger dauern«, betont ver.di.

Die Bundestarifkommission hatte 
zuvor eine Befragung unter Adler- 
Beschäftigten durchgeführt, bei der es 
eine rege Teilnahme gab. Die Ergebnis-
se sprechen für sich: 2/3 der Teilneh-
menden empfinden es besonders be-
lastend, dass ihr Einkommen kaum zum 
Leben reicht. Für 99,9% ist klar, dass 
das Urlaubsgeld zukünftig jährlich und 
verlässlich so hoch wie in NRW (derzeit 
1.416 Euro brutto/Vollzeit) gezahlt wer-
den soll. Und für 80% der Beteiligten 
ist auch klar, sich an Aktionen von  
ver.di zu beteiligen. 

»Jetzt müssen wir gemeinsam gegen-
halten!«, heißt es in der Tarif-Informa-
tion. »Sei es im Rahmen von Gesamt-
betriebsratssitzungen, Betriebsversamm-
lungen oder am 13. und 21. Juni 2023, 
wenn sich alle Betriebsräte treffen.«

Konflikt wegen Urlaubsgeld

B E I  D E R  M O D E K E T T E  A D L E R :

zeigt, wie groß die Wut der Beschäf-
tigten ist.«

Nach der zweiten Tarifrunde Ende 
März hatte er betont, dass ver.di »auf 
reine Kostensenkungsprogramme nicht 
einsteigen« werde. Ende April – nach 
Redaktionsschluss – wurde wieder ver-
handelt, wobei die GKK-Geschäftslei-
tung kaum Verbesserungen präsentier-
te. Denn das zementierte Niedrigentgelt 
gehört für sie zum »Insolvenz- und 
Sanierungsplan«, der bereits anderen 
Akteuren erheblichen Verzicht abnötigt: 
Vermieter, Lieferanten und Steuerzah-
ler erhalten nur kleine Anteile des Gel-
des zurück, das GKK ihnen allen schul-
det. Insgesamt sollen 1,3 Milliarden 
Euro nicht zurückgezahlt werden. Dass 
die Beschäftigten an dieser unfreiwilli-
gen finanziellen Entlastung des insol-

venten Warenhausunternehmens be-
teiligt werden, ist aus ver.di-Sicht be-
sonders dreist, denn die Mitarbeiter*in-
nen verzichten bereits seit Jahren auf 
bis zu 5.500 Euro Entgelt pro Jahr.

»Es geht um die Zukunft der Men-
schen bei Galeria«, erklärte Anfang 
April das für den Handel zuständige 
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Stefa-
nie Nutzenberger. »Zukunft heißt, dass 
sie sichere Arbeitsplätze zu guten ta-
riflich abgesicherten Bedingungen ha-
ben. Daran hängt letztlich die Existenz 
unserer Kolleg*innen.« Gemeinsam mit 
den aktiven Belegschaften wird ver.di 
sich weiter für die Rückkehr zur Tarif-
bindung ebenso einsetzen wie um 
möglichst viele der von Schließung 
bedrohten Filialen kämpfen. 

 GUDRUN GIESE

Allianz für den freien Son
nta

g

Sonntag
ist mir heilig
Mein

ver.di
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Galeria-Streikende in Hamburg FOTO: VER.DI

Er ist ein »weißer Elefant« der deut-
schen Wirtschaft: der Groß- und 

Außenhandel. Viele wissen wenig über 
die Branche, die jedoch mit nahezu 2 
Millionen Beschäftigten in 138.000 
Betrieben rund 1,7 Billionen Euro zum 
Bruttoinlandsprodukt beiträgt.

Diese Fakten präsentierte Professor 
Heiko Wrobel bei der Bundesfachgrup-
penkonferenz Groß- und Außenhandel 
(GAH) in einem Vortrag.

Wrobel zählt zur sehr kleinen Grup-
pe derer, die sich wissenschaftlich mit 
der Branche beschäftigten, und das am 

Fraunhofer-Institut und an der Techni-
schen Hochschule Nürnberg.

Bei der Konferenz, die Mitte April in 
Berlin stattfand, befasste er sich in sei-
nem Referat vor allem mit der digitalen 
Transformation im GAH und mit der 
Notwendigkeit, aktiv Einfluss darauf zu 
nehmen. Derzeit habe der GAH eine 
wichtige Bündelungsfunktion beim Wa-
renvertrieb, weil er die Produkte ver-
schiedener Hersteller zusammenführe 
und an den Einzelhandel und die End-
kunden weiterleite. »Diese  Kernaufgabe 
verändert sich gerade, weil hier immer 

M it einer zum Jahresbeginn gestar-
teten Plakataktion bei Transgour-

met/Selgros zeigt ver.di Groß- und 
Außenhandel (GAH) den Beschäftigten, 
wie sehr sie vom Tarifvertrag profitieren. 
Der muss nun neu verhandelt werden. 
Rückenwind kommt von den Gewerk-
schaftsmitgliedern im Betrieb – alten 
wie neuen.

»Seit Beginn unserer Aktion haben 
wir bereits 78 Mitglieder neu in ver.di 
aufgenommen«, berichtet Pascal Honig, 
der in der Bundesfachgruppe GAH für 
die Betreuung der Transgourmet/Sel-
gros-Beschäftigten zuständig ist.« Und 
das ist erst der Anfang, denn wir bringen 
alle zwei Monate ein frisches Plakat mit 
einem wichtigen Thema an den Start.« 
Ging es zunächst um die Wochenarbeits-
zeit, stand bei Poster Nummer zwei der 
geregelte Urlaub inklusive Urlaubsgeld 
im Fokus. Demnächst hängt nun das 
dritte Plakat in den Niederlassungen des 
Cash-and-Carry- sowie Zustellunterneh-
mens: Passend zur mittlerweile begon-
nenen Tarifrunde 2023 werden dort die 
Stundenlöhne thematisiert.

»Auf sehr klare und eingängige Wei-
se bringen alle Plakate auf den Punkt, 
was gerade Gewerkschaftsmitglieder 
von einem Tarifvertrag haben, denn 
grundsätzlich gilt er ausschließlich für 
sie«, betont der ver.di-Betreuungssekre-
tär. Kurz nach Start der Aktion habe es 

VER.DI  HANDEL NR. 1 |  MAI 2023

  
GROSSHANDEL

KURZ & KNAPP

� GUTER TARIFABSCHLUSS: Nach 
langwierigen Verhandlungen konnte 
ver.di Handel in Hamburg im Herbst 
2022 beim Teegroßhändler Hälssen & 
Lyon einen Tarifvertrag erkämpfen. 
Erste Entgelterhöhungen für Gewerk-
schaftsmitglieder gab es danach be-
reits ab Dezember. Bis zum Dezember 
2024 sollen Löhne und Gehälter 
schrittweise bis zum Niveau des Flä-
chentarifvertrages Groß- und Außen-
handel angehoben werden. Die  
ver.di-Mitglieder bei Hälssen & Lyon 
bekommen auch mehr Urlaub und 
mehr Urlaubs- sowie Weihnachtsgeld. 
Von dem Tarifabschluss profitieren die 
gewerblichen Beschäftigten der ins-
gesamt 123-köpfigen Belegschaft.

Ohne den gemeinsamen Einsatz für 
den Tarifvertrag wäre der Erfolg nicht 
möglich gewesen, hieß es von Seiten 
des Hamburger ver.di-Fachbereichs 
Handel. Wieder einmal sei deutlich 
geworden, was „wir schaffen kön-
nen, wenn wir zusammenhalten und 
uns organisieren“. Ein klares Argu-
ment für den ver.di-Eintritt, denn nur 
Gewerkschaftsmitglieder haben ei-
nen Rechtsanspruch auf so vereinbar-
te tarifvertragliche Regelungen. GG

eine irritierende Reaktion aus der Ge-
schäftsleitung gegeben, die behaupte-
te, dass ver.di keinen nennenswerten 
Anteil an Tarifverträgen habe. Mittler-
weile erinnerte man sich allerdings auch 
in der Chefetage wieder daran, dass 
die Gewerkschaft wohl doch in allen 
Tarifrunden der Verhandlungspartner 
auf der anderen Seite des Tisches ist! 
Pascal Honig: »Wir setzen auf guten 
Rückenwind durch unsere Mitglieder 
bei Transgourmet/Selgros – die jetzigen 
und alle, die noch eintreten werden.«

  GUDRUN GIESE

P L A K A T A K T I O N  B E I  T R A N S G O U R M E T / S E L G R O S

Rückenwind für 
die Tarifrunde

stärker andere Akteure auftauchen«, 
so Wrobel. Plattformen und Marktplät-
ze wie Amazon Business, Unite, Aliba-
ba und andere breiteten sich in diesem 
Sektor aus und träten in Konkurrenz 
zum GAH: »Die netzbasierten Platt- 
formen werden ein dominierendes 
 Geschäftsmodell der Zukunft sein«, 
mahnte er und verwies darauf, dass die 
größten dieser Unternehmen in den USA 
säßen, während Europa in der Platt- 
formökonomie eine nachrangige Rolle 
einnehme.

Beschäftigte an der
Digitalisierung beteiligen

Umso wichtiger sei es, den GAH fit 
zu machen für die Herausforderungen 
der nahen Zukunft, betonte der Wis-
senschaftler, denn das bisherige Ge-
schäftsmodell dieser Branche werde 
durch die Plattformen allmählich zer-
fallen. »Dringend muss in Forschung 
und Entwicklung investiert werden.« 

Das sei bisher völlig unzureichend, 
lägen diese Aufwendungen insgesamt 
für den GAH nur bei 0,3 Prozent des 
Umsatzes, während allein Amazon 12,3 
Prozent der Erlöse in diesen Bereich 
stecke. Als ersten Schritt empfahl Wro-

GAH vor großen Aufgaben
bel den GAH-Unternehmen, eine klare 
Strategie für die digitale Transformati-
on zu entwickeln und zugleich erheblich 
mehr Mittel für diese Entwicklung zu 
mobilisieren.

Bei den anwesenden Delegierten und 
Gästen der Bundesfachgruppenkonfe-
renz GAH traf der Vortrag auf starkes 
Interesse, zumal bei den Kolleg*innen 
der digitale Wandel im betrieblichen 
Alltag längst angekommen ist. So be-
tonte die wiedergewählte Vorsitzende 
des Bundesfachgruppenvorstandes GAH, 
Silke Mayer-Seidler, die Bedeutung der 
Digitalisierung, bei deren Umsetzung 
aber die Beschäftigten und ihre Gewerk-
schaft mitgenommen werden müssten. 
»ver.di muss und wird ein Auge darauf 
haben.« Erste Priorität in diesem Früh-
jahr habe für den GAH die angelaufene 
Tarifrunde, die den Einsatz aller Kräfte 
erfordere.

Auch der Leiter der Bundesfachgrup-
pe, Manfred Wirsch, hatte die Delegier-
ten der Konferenz mit dem Hinweis auf 
die Bedeutung der Tarifverhandlungen 
begrüßt. »Wir kämpfen für möglichst 
allgemeingültige Tarifverträge, die gute 
Bezahlung ebenso regeln wie gute Ar-
beitsbedingungen.« Weitere zentrale 
Herausforderung bleibe der Arbeits- und 
Gesundheitsschutz, für den während der 
Corona-Pandemie die Sensibilität bei den 
Beschäftigten zugenommen habe. »Hier 
bleibt weiter viel zu tun.«  GG

Handel Vereinte 
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Einfach den QR-Code scannen und Daten eingeben

JETZT MITGLIED WERDEN!

ver.di-Info für die Beschäftigten bei Selgros

Du willst nicht auf 6 Tage Urlaub verzichten?
Dann werde jetzt Mitglied und sorge dafür, dass 
der Anerkennungstarifvertrag verlängert wird!

Mit
Anerkennungstarif

30 Tage
Erholungsurlaub

Ohne
Anerkennungstarif

24 Tage
Erholungsurlaub

UNSER 
TARIFVERTRAG 
MACHT DEN 
UNTERSCHIED! E in weiteres ver.di-Mitglied vertritt 

seit Februar die Beschäftigten in den 
Aufsichtsräten der Metro AG sowie in 
der Metro Deutschland GmbH: Mit Hei-
di Müllenberg sitzt nun eine besonders 
qualifizierte Kraft auf der »Arbeit-
nehmerbank«, denn sie arbeitet seit 42 
Jahren für den Metro Cash-and-Carry-
Markt in Dortmund.

»Es stehen wichtige Aufgaben an, denn 
wie überall im Handel, setzen auch wir 
uns mit der Ausweitung des Online-Ge-
schäfts auseinander.« Umso wichtiger sei 
es, den stationären Handel zu unterstüt-

zen, der nach wie vor eine Menge Vor-
teile für die Kunden biete. »Gastronomen 
etwa können sich in den Metro-Märkten 
direkt einen Überblick über das Sortiment, 
gerade auch über neue Artikel, verschaf-
fen«, sagt Heidi Müllenberg, die bei der 
ver.di-Bundesfachgruppenkonferenz für 
den Groß- und Außenhandel (GAH) Mit-
te April zudem zur stellvertretenden Vor-
sitzenden des Bundesfachgruppenvorstan-
des wiedergewählt worden ist.

Auch für Metro gelte es, eine ausge-
wogene Mischung aus Onlinegeschäft 
und stationärem Handel zu finden. »Im 

E X P E R T E N - V O R T R A G  B E I  B U N D E S F A C H G R U P P E N K O N F E R E N Z  G R O S S -  U N D  A U S S E N H A N D E L

E R F A H R E N E  M I T A R B E I T E R I N  W U R D E  G E W Ä H LT

Herausforderung durch Plattformökonomie FOTO: SHUTTERSTOCK

Heidi Müllenberg ist jetzt Aufsichtsratsmitglied FOTO: KAY HERSCHELMANN

Mittelpunkt steht für uns als Beschäftig-
tenvertreter und -vertreterinnen in den 
Aufsichtsräten natürlich der Erhalt der 
Arbeitsplätze.«

Neben Heidi Müllenberg sind die 
hauptamtlichen ver.di-Kolleg*innen Silke 
Zimmer (ver.di-Landesfachbereichsleiterin 
Handel NRW), Sabine Gatz (ver.di-Lan-
desfachbereichsleiterin Handel Nieder-
sachsen/Bremen), Manfred Wirsch (Leiter 
der ver.di-Bundesfachgruppe GAH) und 
Pascal Honig (Bundesfachgruppensekre-
tär GAH) in den Metro-Aufsichtsräten 
vertreten.  GG
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13,50 Euro pro Stunde erreichen, um 
dem Risiko von Altersarmut entgegen 
zu wirken. Die von ver.di überall gefor-
derte gemeinsame Beantragung der 
Allgemeinverbindlichkeit für die Tarif-
verträge hat die andere Seite bisher strikt 
abgelehnt.

Nach Baden-Württemberg wurde 
inzwischen auch im hessischen sowie 
im nordrhein-westfälischen Einzel- und 
Versandhandel verhandelt – mit in etwa 
gleichlautenden »Angeboten« seitens 
der Arbeitgeber: über zwei Jahre verteilt 
5 Prozent, 1.000 Euro Inflationsaus-
gleichsprämie in zwei Raten, ohne dau-

erhaft erhöhende Auswirkung auf das 
Entgelt und keine Allgemeinverbind-
lichkeit. »Das ist eine Unverschämtheit«, 
urteilte die ver.di-Verhandlungsführerin 
in NRW, Silke Zimmer anschließend. 
»Dieses Angebot bedeutet bei einer 
erwarteten Inflation von 6,6 Prozent für 
2023 Reallohnverluste für die Beschäf-
tigten und wirkt in keiner Weise der 
drohenden Altersarmut vor.«

»Eine Unverschämtheit!«

Im Kern geht es um 2,50 Euro mehr 
Lohn und Gehalt pro Stunde, 250 Euro 

plus bei den monatlichen Ausbildungs-
vergütungen, 13,50 Euro Mindeststun-
denlohn, 12-monatige Laufzeit und die 
Allgemeinverbindlichkeit der Tarifver-
träge. »Sie verstehen es noch nicht? 
Dann müssen WIR aktiv werden«, heißt 
es in einem Tarifinfo von ver.di Handel 
in NRW. Am 22. Mai soll dort die nächs-
te Verhandlung stattfinden, fünf Tage 
nach der zweiten Runde für Baden-Würt-
temberg. Bereits im Mai sind erste grö-
ßere Tarifaktionen und Streiks zu er-
warten, um die Unternehmerverbände 
zu akzeptablen Angeboten zu bewegen.
 AHA/GG

Mehr ver.di in Metro-Aufsichtsräten

ver.di


In ihrer Rede betonte Silke Zimmer, 
die Pandemie habe besonders gezeigt, 
wie sehr die Beschäftigten im Handel 
das öffentliche Leben und den Laden 
am Laufen halten. »Deshalb braucht es 
eine Aufwertung der Berufe. Denn die 
Beschäftigten im Handel versorgen die 
Menschen mit allem Lebensnotwendi-
gen. Für ihre gesellschaftlich wichtige 
Arbeit haben sie aber deutlich mehr 
Wertschätzung verdient. Dazu gehören 
eine bessere Bezahlung, gute und ge-
sunde Arbeit sowie Arbeitszeiten, bei 
denen sich Familie und Beruf vereinba-
ren lassen«, rief Zimmer den Delegier-
ten zu. »Existenzsichernde und allge-
meinverbindliche Tarifverträge im Han-
del sind besonders wichtig, weil viele 
Handelsbeschäftigte trotz jahrelanger 
harter Arbeit von Altersarmut bedroht 
sind. Das trifft mehrheitlich Frauen. 
Dagegen helfen nur deutlich höhere 
Entgelte. Dafür will ich mit den ver.di- 
Aktiven und den Beschäftigten zusam-
men kämpfen«, so Silke Zimmer. 

Mit Blick auf die Tarifrunden sagte  
ver.di-Vorsitzender Frank Werneke in 
seiner Rede die Unterstützung der ge-
samten ver.di zu. Den Kahlschlag bei den 
Galeria-Warenhäusern bezeichnete er als 
»himmelschreiende Verantwortungslo-
sigkeit«. Forderungen aus dem Arbeit-
geberlager, das Streikrecht einzuschrän-
ken, wies er mit Nachdruck zurück.

Zum ausgiebigen Programm der De-
legierten gehörten auch verschiedene 
Fachvorträge. Prof. Dr. Aysel Yollu-Tok 

Rund 150 Delegierte aus verschie-
denen Unternehmen und Teilbran-

chen haben Mitte April auf der Bundes-
konferenz des ver.di-Fachbereichs Han-
del in Berlin wichtige Beschlüsse für die 
zukünftige Gewerkschaftsarbeit ge-
fasst. Ganz nach dem Konferenzmotto 
»Mit vereinter Kraft« setzen sie auf 
mehr Durchsetzungskraft durch wach-
sende Mitgliederstärke. Der Kompass 
zeigt dabei auf bessere Einkommens- 
und Arbeitsbedingungen, die Beteili-
gung der Beschäftigten an der Digita-
lisierung, auf besseren Gesundheits-
schutz und eine spürbare Stärkung der 
Tarifbindung. 

Zunächst wurde bei den integrierten 
Konferenzen der beiden Bundesfach-
gruppen Einzelhandel sowie Groß- und 
Außenhandel am 17. und 18. April 
bilanziert, dass in den zurückliegenden 
Jahren unter zum Teil schwierigsten 
Bedingungen vieles erreicht werden 
konnte. Seien es die Tariferhöhungen 
in den 2019 und 2021 neu ausgehan-
delten regionalen Flächentarifverträgen 
oder die positive Wirkung der Tarifbe-
wegungen für Anerkennungstarifver-
träge – zum Beispiel bei Amazon und 
Douglas sowie bei bofrost im Großhan-
del und anderen tariflosen Unternehmen 
(Bericht unten und S.3).

Und jetzt werden die Auseinander-
setzungen um höhere Einkommen in-
tensiviert. »Wir kämpfen in den Betrie-
ben und auf der Straße für Respekt, 
Würde und Solidarität«, so ver.di-Bun-
desvorstandsmitglied Stefanie Nutzen-
berger bei der Bundesfachbereichskon-
ferenz. Sie leitet den Fachbereich  Handel 
seit 12 Jahren und wird den Staffelstab 
beim ver.di-Bundeskongress in Berlin, 
wo im September ein neuer Bundesvor-
stand gewählt wird, weiterreichen. »Ihr 
habt unsere Gewerkschaft am Leben 
erhalten und die Gewerkschaftsarbeit 
unter Corona-Bedingungen neu erfun-
den«, bedankte sie sich sichtlich bewegt. 
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Wie lebendig sich die Gewerkschafts-
arbeit in den letzten vier Jahren gestal-
tet hat, zeigte ein Film, in dem viele 
Aktivitäten dokumentiert sind: Für all-
gemeinverbindliche Tarifverträge, bes-
sere Tarife, Schutz des arbeitsfreien 
Sonntags, Beschäftigungs- und Stand-
ortsicherung bei Galeria Karstadt Kauf-
hof, Digitalisierungstarifverträge bei 
H&M und Ikea, Anerkennung der Flä-
chentarifverträge. Als ein Erfolgsbeispiel 
nannte Stefanie Nutzenberger die Ver-
breiterung der Mitglieder- und Streik-
basis bei Amazon. 

Silke Zimmer für die Wahl 
zum ver.di-Bundesvorstand 
nominiert

Bei der Bundesfachbereichskonferenz 
ging es auch um die Nachfolge von 
Stefanie Nutzenberger ab September 
2023. Als Kandidatin für den Bundes-
vorstand haben die Delegierten aus dem 
Handel Silke Zimmer mit 87,3 Prozent 
Zustimmung nominiert. Die Leiterin des 
Landesfachbereichs Handel in Nord-
rhein-Westfalen setzte sich bei der Ab-
stimmung am 19. April deutlich gegen 
Orhan Akman durch, der bis Mitte 
letzten Jahres als Bundesfachgruppen-
leiter Einzelhandel tätig war. 

Neben den Neuwahlen der ehren-
amtlichen Gremien stand bei der Kon-
ferenz u.a. auch die Nominierung der 
Kandidat*innen aus dem Handel für 
den Gewerkschaftsrat (GR), das 
höchste ehrenamtliche ver.di-Gremi-
um zwischen den Kongressen, auf der 
Tagesordnung: 
   Als neuer Vorsitzender des Bundes-

fachbereichsvorstandes Handel 
wurde bei der Konstituierung Jür-
gen Schulz (NRW/Saturn, Ceconomy 
AG) gewählt. Stellvertreterin ist 
wieder Marion Aldorf (NRW/Alli-
ance Healthcare).

   Als Vorsitzende der Bundesfach-
gruppe Groß- und Außenhandel 
wurde Silke Mayer-Seidler (Rhein-
land-Pfalz-Saarland/Netto Marken-
Discount) wiedergewählt, ihre Stell-
vertreterin ist erneut Heidi Müllen-
berg (NRW/Metro C&C Dortmund). 

   Als Vorsitzende der Bundesfach-
gruppe Einzelhandel wurde Gabri-
ela Sold (Rheinland-Pfalz/Rewe) 
wiedergewählt. Ihr Stellvertreter ist 
erneut Manfred Schick (Bayern/NK 
Südfilialen GmbH, Edeka).

   Als GR-Mitglieder wurden Gabriela 
Sold, Manfred Schick und Silke 
Mayer-Seidler sowie Barbara Gorgs 
(Niedersachsen-Bremen/Marktkauf) 
und Marita Brüning (NRW/Markt-
kauf) nominiert. 

Wahl der neuen 
Vorstände

Am Ende einer ereignisreichen Konferenz: Silke Zimmer, Silke Mayer-Seidler, 
Jürgen Schulz, Gabriela Sold, Marion Aldorf und Stefanie Nutzenberger (v.l.n.r.)

Die 51-Jährige Silke Zimmer ist gebür-
tige Essenerin, seit über 30 Jahren Ge-
werkschaftsmitglied und seit 1997 
hauptamtlich tätig – zunächst als Ju-
gendsekretärin bei der Gewerkschaft 
Handel, Banken, Versicherungen (HBV). 
Mit Gründung von ver.di im Jahr 2001 
übernahm sie im Landesbezirk NRW 
nach und nach Verantwortung für die 
Bereiche Jugend, Tarifpolitik im Öffent-
lichen Dienst und schließlich für den 
Handel. Seit November 2012 ist sie 
Leiterin des ver.di-Landesfachbereichs 
Handel in NRW. Silke Zimmer ist zudem 
Verhandlungsführerin bei den aktu-
ellen Tarifverhandlungen im Einzel-, 
Groß- und Außenhandel des größten 
Landesbezirks der Gewerkschaft. Die 
hohe Zustimmung für ihre Kandidatur 
zum ver.di-Bundesvorstand ist auch in 
diesem Zusammenhang als starkes 
 Signal zu sehen.

Mit vereinter Kraft

Der neue ehrenamtliche Vorstand des Bundesfachbereichs Handel 
 FOTOS: HERSCHELMANN
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Tarifpolitisches Neuland hat ver.di  
mit dem durch Streiks erkämpften 

Digitalisierungstarifvertrag bei H&M 
betreten. Darüber berichteten bei der 
Bundesfachgruppenkonferenz Einzel-
handel Mitglieder der Tarifkommission. 
Dies gilt gleichermaßen für den »Tarif-
vertrag Gute und gesunde Arbeit/ 
Gestaltung Zukunftskonzept« bei Ga-
leria Karstadt Kaufhof, dessen Chancen 
jedoch die Unternehmensleitung bisher 
nicht genutzt hat, wie auch der erneu-
te Insolvenzantrag von Oktober 2022 
unterstrichen hat. 

Der Kampf gegen geplante Häuser-
schließungen und für Beschäftigungs-
sicherung ist dringend notwendig und 

hochaktuell, wie Kolleginnen und Kol-
legen aus der ver.di-Bundestarifkom-
mission unter starkem Beifall der übri-
gen Delegierten deutlich machten. 
Ebenso der Widerstand gegen das 
Vorhaben des Managements und von 
Galeria- Eigentümer Benko, die Beschäf-
tigten der verbleibenden Warenhäuser 
auf Dauer weit unterhalb des Tarifs zu 
bezahlen. »Wir lassen uns nicht zur 
Spielfigur im  Monopoly von Herrn  

Benko machen«, rief eine Galeria-Kol-
legin aus. 

Nach H&M und GKK ging es auch 
um Ikea: ver.di- Aktive und Betriebsrats-
mitglieder informierten über die Streiks 
für einen Tarifvertrag Zukunft, durch 
den die Digitalisierung zugunsten der 
Kolleginnen und Kollegen gestaltet 
werden soll, einschließlich Abgruppie-
rungsschutz, Qualifizierung und erwei-
terter Mitbestimmung. In diesem Jahr 

sind etliche neue Streikbetriebe hin- 
zugekommen. Bereits in mehr als 30 
von über 50 Einrichtungshäusern hat 
es bei Ikea Arbeitsniederlegungen ge-
geben.

Mit der Förderung gesünderer Arbeit 
angesichts der Belastungsfaktoren durch 
interaktive Arbeit – vorrangig mit Kun-
dinnen und Kunden – befasste sich 
Michael Gümbel, Geschäftsführer der 
Beratungsstelle Arbeit & Gesundheit 
(Hamburg) bei seinem Vortrag auf der 
Konferenz. Er sprach sich nachdrücklich 
dafür aus, diese Belastungen zum The-
ma von Gefährdungsbeurteilungen zu 
machen, bei denen Betriebsräte volles 
Mitbestimmungsrecht haben.

Der engagierte Einsatz von ver.di im 
Handel für existenzsichernde Einkom-
men spiegelt sich auch in den insge-
samt 18 Anträgen, die bei der Bun-
desfachbereichskonferenz zur Ab-
stimmung standen. 
In dem Beschluss »Einer für Alle – Al-
le für Einen! Für die Wiedereinfüh-
rung der AVE im Handel«, der auf 
Antrag aus NRW verabschiedet wor-
den ist, wird von der Bundesregierung 
eine Reform des Tarifvertragsgesetzes 
gefordert, damit zukünftig die Allge-
meinverbindlichkeit von Tarifverträ-
gen auch gegen das Votum der Ar-
beitgeber durch das Bundesarbeits-
ministerium erklärt werden kann.

Weiterhin wird verlangt, die Möglich-
keit für sogenannte Ohne-Tarif-Mit-
gliedschaften (OT) in den Arbeitge-
berverbänden aufzuheben. Von den 
Arbeitgebern wird gefordert, die 
Allgemeinverbindlichkeitserklärung 
(AVE) nicht länger zu blockieren. Die 
Delegierten sprachen sich auch für 
eine neue Kampagne für die Allge-
meinverbindlichkeit aus, die bundes-
weit geplant und unter Einbindung 
der Gesamtorganisation durchge-
führt werden soll.
»Auswirkungen von Inflation und 
Energiekrise abfangen – Bürger*innen 
entlasten!« heißt es in einem aus Nie-
dersachsen/Bremen initiierten Be-

schluss. Darin wird der ver.di-Bundes-
vorstand aufgefordert, sich für die 
Durchsetzung einer Gaspreisdecke-
lung für einen errechneten Grundbe-
darf einzusetzen, der sich in den 
Haushalten pro Person erhöht. Ähn-
liche Regelungen werden für Öl und 
Strom vorgeschlagen.
Als weitere Punkte werden u.a. ge-
nannt: Die reale Abschöpfung der 
Gewinne von Krisenprofiteuren; ein 
Notfallfonds für Menschen, die ihre 
Miete, Strom- oder Gasrechnungen 
nicht bezahlen können oder vor er-
heblichen Nachzahlungen stehen; ein 
Moratorium für Wohnungskündi-
gungen und ein Moratorium für En-

ergiesperren. Auf europäischer Ebene 
sei eine »Rückabwicklung der Priva-
tisierung im Energiesektor« anzusto-
ßen, heißt es in der Antragsbegrün-
dung.
Der beschlossene Antrag »Alle Gale-
ria-Standorte und Arbeitsplätze er-
halten!« unterstreicht auch die un-
verzichtbare Funktion der Warenhäu-
ser für lebendige Innenstädte. 
Über die weiteren Beschlüsse – zu 
Kernforderungen für vitale Städte, 
zur Gestaltung der Digitalisierung, 
zum Schutz des arbeitsfreien Sonn-
tags, zur Sicherung der Renten u.v.m. 
– werden wir in der nächsten Ausga-
be berichten.
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Neuland im 
Einzelhandel

von der Hochschule für Wirtschaft und 
Recht (Berlin) betonte in ihrem Vortrag 
zum Thema »Ökonomische Entwicklung 
in Dienstleistungsbranchen«, dass in 
Deutschland 41 Prozent der überwie-
gend weiblichen Einzelhandelsbeschäf-
tigten im Niedriglohn-Bereich arbeiten. 
Einen wichtigen Ansatz zur Überwin-
dung der starken Diskrepanzen bei den 
Einkommen sieht die Wissenschaftle-
rin darin, die psychosozialen und auf 
die Digitalisierung bezogenen beruf-
lichen Anforderungen im Handel sicht-
bar zu machen. Sie plädierte dafür, 
Tätigkeiten im Einzel-, Groß- und Au-
ßenhandel durch bessere Bezahlung 
aufzuwerten.      R E D


